
Flächennutzungsplan Stuttgart – Grundsätze und
Ziele

Der Flächennutzungsplan stellt einen Beitrag zur nach-
haltigen Siedlungsentwicklung im Sinne der „Lokalen
Agenda 21“ dar. Der Begriff „Nachhaltigkeit“ steht für
eine ökonomische, sozial gerechte und umweltschonen-
de Entwicklung, welche die ökologischen Lebensgrund-
lagen nicht auf Kosten zukünftiger Generationen aus-
beutet, sondern nur „soviel verbraucht wie nachwach-
sen kann". Der Flächennutzungsplan kann in seiner
Gesamtschau von Siedlungs-, Landschafts- und Infra-
strukturplanung für das Stadtgebiet Stuttgart zu einer
nachhaltigen und umweltgerechten Entwicklung beitra-
gen. Dies drückt sich insbesondere in den folgenden
Leitbildern aus:

Vorrang der Innenentwicklung

Der im Raumordnungsgesetz (ROG) definierte Grund-
satz der „Innen- vor Außenentwicklung“ hat in Stutt-
gart eine sehr große Bedeutung. In diesem Sinne ver-
zichtet die LHS auf größere Neubauflächen und gibt der
Mobilisierung von Bauflächenpotenzialen im Bestand
den Vorrang.

Die Umnutzung von Militär-, Bahn- und Krankenhausflä-
chen sind dabei Schwerpunkte für die Innenentwicklung
genauso wie die stadtweite Inanspruchnahme vieler klei-
ner und mittelgroßer Brachflächen und Baulücken sowie
nicht angemessen genutzter Flächen. Besondere Bedeu-
tung kommt dem Stadtentwicklungsprojekt Stuttgart 21
zu. Ziel ist es, eine stadtverträgliche Nutzung/Umnut-
zung und gegebenenfalls bauliche Ergänzung vorhande-
ner Wohn-, Misch- und Gewerbegebiete zu erreichen
und brachliegende bzw. untergenutzte Flächen mög-
lichst rasch einer Wiedernutzung zuzuführen. Je mehr es
gelingt, die Bauflächenpotenziale im Bestand zu mobili-
sieren, desto geringer ist der Druck, neue Flächen am
Siedlungsrand zu erschließen.

Wachstumsgrenze erreicht

Mit ca. 50 % besiedelter Fläche, verbunden mit einer
hohen Einwohnerdichte, hat Stuttgart mit seiner beson-
deren, stark gegliederten topographischen Lage die
Grenze des Siedlungsflächenwachstums erreicht. Nach
dem Anstieg des Siedlungsflächenanteils von 6 %
(1900) auf 50 % (2000), soll das weitere Wachstum in
den Außenbereichen deutlich eingeschränkt werden.
Dabei sollen auch die besonderen klimatischen Gege-
benheiten durch den Erhalt bestehender Freiflächen
berücksichtigt werden. Der gesetzlich festgelegte Vor-
rang der Innen- vor Außenentwicklung kommt der Lan-
deshauptstadt entgegen und findet breite Unterstüt-
zung in Politik und Bevölkerung.

Abzüglich ca. 25 % Waldflächen verbleibt etwa ein Vier-
tel der Gemarkungsfläche als Freifläche, die beispiels-
weise als Erholungs- und Landwirtschaftsflächen wichtig
sind. Die bauliche Entwicklung findet meist im Bestand
statt, nur gelegentlich werden kleinere Arrondierungen
am Siedlungsrand durchgeführt.

Stadtverträglicher Verkehr

Die Landeshauptstadt Stuttgart bietet mit ihrer verdich-
teten und kompakten Siedlungsstruktur gute Vorausset-
zungen für die Verkehrsmittel des Umweltverbundes
(Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV), Rad- und
Fußverkehr). Beispielsweise sind die Wegeentfernungen
kürzer und der Anteil des öffentlichen Verkehrs höher
als in vergleichbaren Stadträumen. Trotzdem gibt es in
allen verkehrlich wichtigen Themen noch Handlungsbe-
darfe. Der Leitgedanke „Stadtverträgliche Mobilität“
kann mit Hilfe einer sinnvollen Zuordnung von Nutzun-
gen zur Verkehrsvermeidung beitragen.

Neben einer sinnvollen Nutzungszuordnung ist es aber
auch wichtig, den notwendigen Wirtschaftsverkehr zu
sichern, den Modal Split zugunsten der Verkehrsmittel
des Umweltverbundes zu verändern, sowie eine Ver-
kehrsberuhigung zum Schutz sensibler Nutzungen vor-
zunehmen. Zwischen Siedlungsentwicklung und Ver-
kehrsaufkommen besteht also ein ursächlicher Zusam-
menhang. Die Entwicklung des Stadtverkehrs ist eine
entscheidende Größe für eine nachhaltige Entwicklung
der Stadt. Wichtiges Anliegen des FNP ist die integrierte
Gesamtschau dieser für die Stadtentwicklung bedeuten-
den Einzelkomponenten. Das heißt, dass mit der Förde-
rung des Wohnens in der Innenstadt eine Verbesserung
der Grünausstattung und Maßnahmen zur Verkehrsbe-
ruhigung verbunden sein sollten.

Aktuelle Änderungsverfahren

Aktuell befinden sich 14 Flächen im Änderungsverfah-
ren. Größere Änderungsverfahren sind z. B. der Güter-
bahnhof Bad Cannstatt (NeckarPark), der Rote Stich in
S-Zuffenhausen oder die Umnutzungsfläche beim Mine-
ralbad Berg in Stuttgart-Ost. Für fünf Flächen hat der
Gemeinderat eine Rücknahme von geplanten Bauflä-
chen beschlossen. Diese, lange Zeit umstrittenen, Neu-
bauflächen umfassen ca. 6,4 ha. Der Abschluss dieses
„Sammeländerungsverfahrens“ ist für 2013 vorgesehen.

Innenentwicklung auf der ehemaligen Messefläche
Killesberg

Die Entwicklung der Flächen der ehemaligen Messe Kil-
lesberg stellt einen Idealfall der Innenentwicklung dar.
Die 2009 abgeschlossene Flächennutzungsplanände-
rung führte zu einer hochwertigen baulichen Nachnut-
zung und ergab in der Summe eine positive Bilanz
zugunsten innerstädtischer Grünflächen. Fast 4,5 ha
zusätzlicher Grünflächen stellen heute mit der „Grünen
Fuge“ den Abschluss des „Grünen U“ dar – die Grünflä-
chen auf den ehemaligen Stellplatzflächen an der Roten
Wand schaffen zudem einen Übergang zur Feuerbacher
Heide und zum Kräherwald. Im Baufeld westlich der
Stresemannstraße entsteht mit dem „Forum K“ ein
gemischt genutztes neues Stadtteilzentrum, die Flächen
im Wohngebiet W 1 – westlich der Grünen Fuge sind
weitgehend vermarktet. Östlich der Stresemannstraße
ist das Wohnstift Augustinum bereits fertig gestellt und
bezogen.

päische Hochgeschwindigkeitsnetz ist für die Region
Stuttgart notwendig, um mit anderen Regionen mithal-
ten zu können. Der neue Bahnhof am Flughafen wird die
Filderregion, samt der neuen Landesmesse, sowohl ans
Regionalnetz als auch an die Schnellstrecke anbinden.

Mit der Umwandlung vom Kopfbahnhof zum Durch-
gangsbahnhof wird der Stuttgarter Hauptbahnhof leis-
tungsfähiger. Durch den Wegfall der in einem Kopf-
bahnhof notwendigen Wendevorgänge werden die
Bahnverbindungen in Zukunft schneller und komfortab-
ler bewältigt. Das markante, denkmalgeschützte Bahn-
hofsgebäude bleibt bis auf seine Seitenflügel erhalten.

Das Stadtentwicklungsprojekt Stuttgart 21 ist ein Modell
für einen zukunftsfähigen und nachhaltigen Städtebau
im 21. Jahrhundert. Dort können die Grundsätze des
FNP (Vorrang der Innenentwicklung, Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme durch angemessene Dichten,
Nutzungsmischung, Aufwertung von Standorten mit
guter ÖV-Infrastruktur) in modellhafter Weise umgesetzt
werden. Die etwa 100 ha freiwerdenden Bahnflächen in
der Stadt sind eine große städtebauliche Chance für die
Erweiterung der Innenstadt und die Schaffung zusätzli-
cher Grünflächen in der Stadt. Durch das Projekt Stutt-
gart 21 konnte im FNP auf die Darstellung von ca. 62 ha
geplanten Bauflächen im Außenbereich verzichtet wer-
den. Mitten im Stuttgarter Zentrum entstehen mit dem
Europa- und dem Rosensteinviertel zwei neue Stadt-
quartiere. Der Schlossgarten und der Rosensteinpark
werden zukünftig von allen Seiten zugänglich gemacht
und um ca. 20 ha erweitert.

Landschaftsplan und Flächennutzungsplan

Die parallele Aufstellung beider Planwerke ermöglichte
eine optimale Aufbereitung der Aspekte von Natur und
Landschaft als Grundlage für den FNP. Die Zweckbestim-
mungen der Grünflächen werden, soweit sie von über-
geordneter Bedeutung sind, durch ein Symbol mit
Schwerpunkt der Nutzung dargestellt. Die Nutzungsdar-
stellung im Maßnahmenplan erfolgt in enger Abstim-
mung mit den Flächenansprüchen aus der Flächennut-
zungsplanung; für den Außenbereich übernimmt der
FNP in generalisierter Form Nutzungs- und Funktionsvor-
schläge aus dem LSP. Der Landschaftsplan der LHS setzt
sich kritisch mit der Siedlungsplanung auseinander, mar-
kiert aus landschaftsplanerischer Sicht bedenkliche Ent-
wicklungen mit einem Konfliktzeichen. Darüber hinaus
macht er grünplanerische Aussagen zu den besiedelten
Bereichen. Folgende wesentliche Elemente wurden aus
dem LSP in den FNP übernommen und entfalten damit
Rechtswirksamkeit:

Grünkorridore sind lineare Strukturen aus grünplaneri-
schen Elementen (Baumalleen, Grünstreifen, Frischluft-
schneisen, Radwegeverbindungen) welche durch die
besiedelten Gebiete hindurch die Freiräume miteinander
verbinden. Sie werden im FNP in symbolischer Breite dar-
gestellt.

LE-Flächen sind vielseitig genutzte landwirtschaftliche
Flächen mit Ergänzungsfunktionen, z. B. Erholung, Kli-
ma, Wasser, Boden oder Flora/Fauna.

LG-Flächen sind Flächen für Anlagen der landwirt-
schaftlichen und gartenbaulichen Betriebe im Außenbe-
reich/Erwerbsgartenbau (z. B. für Glashäuser) und ent-
falten damit eine Ausschlusswirkung für derartige Nut-
zungen an anderer Stelle.

Außer Grünbereichen und landwirtschaftlich genutzten
Flächen werden im LSP auch die Themen Klima, Wald,
Boden, Wasser, Erholung sowie Orts- und Landschafts-
bild behandelt und damit im FNP berücksichtigt. Soweit
in die Schutzgüter durch Planungen eingegriffen wurde,
wird darauf im Erläuterungsbericht zum FNP im Rahmen
der Beschreibung der Umwelterheblichkeit und Eingriffs-
/Ausgleichsbeschreibungen zu den geplanten Maßnah-
men eingegangen.

Betroffen ist heute schon besonders die Tallage und spe-
ziell die Innenstadt, welche hohe Temperaturen infolge
des Wärmeinseleffekts im Sommer aufweist.

Für die Planung ist vor diesem Hintergrund die Unter-
scheidung in so genannte Klimatope sehr wichtig. Dies
sind Gebiete mit ähnlichen mikroklimatischen Ausprä-
gungen (z. B. Temperaturänderungen im Tagesverlauf)
und einer ähnlichen Art der Flächennutzung. Aus diesem
Grund sind die Klimatope nach den dominanten Flächen-
nutzungsarten bzw. baulichen Nutzungen benannt. Es
wird unterschieden nach Freiland-, Wald-, Grünanlagen-,
Gartenstadt-, Stadtrand-, Stadt-, Stadtkern-, Gewerbe-,
Industrie- sowie Bahnanlagen-Klimatop.

Klimaatlas Region Stuttgart

Zur Beurteilung stadtklimatischer Aspekte im Rahmen
der Bauleitplanung gibt es seit 2008 den Klimaatlas vom
Verband Region Stuttgart, der den Klimaatlas des Nach-
barschaftsverbandes Stuttgart von 1992 abgelöst hat.

Im oben genannten Zusammenhang ist die Sicherung
von Klima- und Landschaftsfunktionen der für die Lan-
deshauptstadt Stuttgart charakteristischen Halbhöhenla-
gen mit ihren stark durchgrünten Wohngebieten von
besonderer Bedeutung.

Da die Standorte sehr nachgefragt sind, würde es durch
kontinuierliche bauliche Nachverdichtungen zu einem
Verlust an vorhandenen Grünflächen und Freiraumquali-
täten mit bedeutenden Klimafunktionen kommen. Der
so genannte Rahmenplan Halbhöhenlagen beschäftigt
sich daher hauptsächlich mit der Sicherung zusammen-
hängender Grünzüge und teilweise bebauter, von grü-
nen Freiflächen durchzogener Bereiche (Wohngrünzüge)
sowie mit den Grenzen der Überbaubarkeit, die im
öffentlichen Interesse zur Sicherung der Gesamtqualität
der Halbhöhenlagen und der damit verbundenen Klima-
funktionen notwendig sind.

Im FNP werden die Halbhöhenlagen in der Kombination
Wohnbaufläche/Grünfläche (W/GR) dargestellt, was bei
einer Folgeplanung die Berücksichtigung beider Nut-
zungsarten in ihrer Eigenart fordert. Konkret bedeutet
dies, dass die Wohnbauflächen stark durchsetzt sein sol-
len mit Grünflächen oder Flächen, die von Bebauung
freizuhalten sind. Im B-Plan werden sowohl Größe als
auch räumliche Lage der freizuhaltenden Flächen festge-
setzt und dabei teilweise auch bestehende Baurechte
zurückgenommen.

informationssystem) und Datenbank gestützt ermög-
licht, alle relevanten Daten und digitalisierten Medien
zusammenzuführen. Diese interne Informationsplatt-
form dient auch als Grundlage für eine benutzerfreund-
liche Internetpräsentation ausgewählter Flächen.
(www.stuttgart.de/bauflaechen)

Das NBS leistet einen wesentlichen Beitrag zur prakti-
schen Umsetzung der Ziele, die dem Flächennutzungs-
plan Stuttgart zugrunde liegen. Dabei wurden weitere
Strategien und Instrumente, wie die Zeitstufenlisten
Wohnen und Gewerbe sowie das Stuttgarter Innenent-
wicklungsmodell (SIM) entwickelt, um die mit Hilfe des
NBS ermittelten Bauflächenpotenziale im Bestand zu
aktivieren und marktfähig zu machen.

Zentrales Anliegen des NBS ist es, notwendige Bauflä-
chen im Bestand rechtzeitig bereitzustellen und die Inan-
spruchnahme neuer Flächen im Sinne einer ökologischen
Flächenkreislaufpolitik zu reduzieren. Nachhaltig bedeu-
tet in diesem Zusammenhang nach den Grundsätzen
des FNP Stuttgart vor allem die Innenentwicklung im Sin-
ne einer funktionierenden Flächenkreislaufwirtschaft zu
fördern. Dabei sind eine optimale städtebauliche Dichte,
die Nutzungsmischung von Wohnen, Arbeiten und Infra-
struktur zu sichern, die zentralen Lagen und die Einzugs-
bereiche von S- und Stadtbahn aufzuwerten.

Ergebnis soll ein vorausschauendes Instrument für die
Gesamtstadt sein, das stadtentwicklungspolitische Min-
deststandards formuliert und im Vorgriff auf die Projekt-
entwicklung und Bauleitplanung Vorgaben zur Sicherung
von Stadtqualitäten zu überplanender Flächen macht.

Modellvorhaben/Forschungsprojekte

Eine eigens für das NBS gegründete Arbeitsgruppe (AG
NBS) in der Stadtverwaltung bemüht sich unter anderem
ausgewählte Modellprojekte (REVIT, PROSIDE, KMU/KMF
(REFINA), EU-Projekt COBRAMAN) intensiv zu begleiten
sowie Aktivierungsmaßnahmen zu initiieren. Diese
Gebiete sind entweder besonders problematische Innen-
entwicklungspotenziale oder Areale deren Aktivierung
aus Sicht der Stadtentwicklung hohe Priorität besitzen.
Aus der intensiven Begleitung dieser Projekte entwickel-
te sich eine Systematik - das Flächenentwicklungsmana-
gement (FEM) - das zeigt wie bei besonderen Fragestel-
lungen der Innenentwicklung vorgegangen werden
kann. Für diese Fälle hat sich ein interdisziplinäres, in der
Verwaltung horizontal vernetztes Flächenentwicklungs-
management sowohl für städtische als auch private Flä-
chen bewährt.

NBS als fortschreibungsfähige
Informationsplattform

Die Informationen der Gebietspässe werden in einer
Datenbank verwaltet. Hier stehen verschiedene Abfrage-
optionen zur Verfügung. Die interne, passwortgeschütz-
te Informationsplattform ist ein besonders flexibles
Werkzeug, das von städtischen Fachämtern und Stabs-
stellen dezentral genutzt und zentral verwaltet wird. Auf
der Datenbasis der Plattform wurde ein dynamischer
Internetauftritt zur öffentlichen Darstellung marktfähiger
Baupotenziale in der Landeshauptstadt Stuttgart gestal-
tet. In regelmäßigen Abständen wird der Gemeinderat
über den aktuellen Stand des NBS durch einen Lagebe-
richt informiert. Seit 2003 wurden drei Lageberichte
zum „Nachhaltigen Bauflächenmanagement Stuttgart“
verabschiedet. Darin zeigt sich, dass Stuttgart mit seiner
Strategie Erfolg hat.

Ziel einer möglichst wohnungsnahen Einzelhandelsver-
sorgung. Folgende Zentren werden unterschieden:

� A-Zentrum: in der Innenstadt ist das Zentrum durch
eine Rautenschraffur gekennzeichnet

� B-/C-Zentren: in den Ortsteilen sind die Zentren
schraffiert gekennzeichnet

� D-, Nachbarschafts-/N-Zentren: Standorte mit ört-
licher Bedeutung sind mit dem Symbol „Z“ gekenn-
zeichnet.

Im Auftrag der LHS wurde im Juni 2008 die „Konzepti-
on Einzelhandel und Zentren für die Landeshauptstadt
Stuttgart“ fortgeschrieben. Sie ist Leitlinie und Orientie-
rungsrahmen für die Entwicklung des Einzelhandels, die
räumliche Steuerung und die Entscheidung über Einzel-
vorhaben sowie weitere Planungen und Projekte im
Bereich Einzelhandel.

Gemeinbedarf

Flächen für Gemeinbedarfseinrichtungen sind im FNP flä-
chig oder mit einem Symbol dargestellt, wenn sie überge-
bietliche Bedeutung oder eine bestimmte Größe haben.
Einrichtungen des Gemeinbedarfs sind z. B. Schulen, Kran-
kenhäuser, Alten- und Behinderteneinrichtungen, Feuer-
wehrstandorte, Universitäten sowie Bürgerhäuser. Klei-
nere Gemeinbedarfseinrichtungen wie z. B. Kindertages-
einrichtungen sind im FNP nicht dargestellt.
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Öffentliche und private Infrastruktureinrichtungen, wie
z. B. Krankenhäuser, kulturelle Einrichtungen, Bildungs-
standorte oder auch Kraftwerke und Kläranlagen sind
notwendig für das Leben in einer Stadt. Im FNP wird
nach Flächen für den Gemeinbedarf, Ver- und Entsor-
gungs-, Verkehrs- sowie Grünflächen unterschieden.
Meist sind im FNP Stuttgart nur die größeren Einrichtun-
gen bzw. Flächen dargestellt. Kleinere Infrastrukturein-
richtungen und Flächen, die trotzdem für einen größe-
ren Stadtbereich wichtig sind oder gegenüber anderen
Nutzungsansprüchen geschützt werden sollen, sind mit
einem Symbol gekennzeichnet.

Regionalbedeutsame Infrastruktur/ Oberzentrale
Einrichtungen

Die LHS übernimmt als Oberzentrum eine Reihe von Ver-
sorgungsaufgaben für sich, die Region und ganz Baden-
Württemberg. Solche oberzentralen Einrichtungen sind
beispielsweise die „Kulturmeile“, die neue Landesmesse,
Universitäten, Fachkliniken und Landesbehörden. Aktu-
ell werden die Standorte der Dualen Hochschule Baden-
Württemberg, der Landesministerien sowie des Klini-
kums Stuttgart neu geordnet.

Zentrale Lagen und Versorgungsbereiche

Mit einer Konzeption zu dezentralen, stadtteilbezogenen
Versorgungszentren zur Erhaltung und Stärkung der
Angebote in den zentralen Lagen verfolgt die LHS das

Als Zentrum der Metropolregion Stuttgart ist die LHS
täglich Ausgangs- und Zielpunkt zahlreicher Kfz-Fahrten.
Das Verkehrsaufkommen ist seit dem Beginn der Erhe-
bungen im Jahr 1968 nahezu kontinuierlich bis 2002 auf
einen Höchststand von 826 000 Kfz/16 Stunden ange-
stiegen. Seit diesem Zeitpunkt hat sich die Menge des
ein- und ausfahrenden Verkehrs ohne eindeutige Ten-
denz entwickelt, weist aber im Jahr 2010 mit 820 000
Kfz/16 Stunden den zweithöchsten Wert seit 1968 auf.

Der FNP beschränkt sich bei der Darstellung der Ver-
kehrsflächen auf die Grundzüge der Verkehrsplanung
und stellt folgende Inhalte dar:
1. Straßennetz schematisiert und gegliedert nach

Verbindungsfunktionsstufen:
� Typ I: überregionale Verbindungen
� Typ II: regionale Verbindungen
� Typ III: Gemeinde-/Stadtteilverbindungen
� Typ IV: Haupterschließungsstraßen, örtliche Verbin-

dung der Quartiere zum Hauptnetz
2. Flächen für Bahnanlagen und Schienenstrecken des

ÖPNV mit Haltestellen
3. Flächen für den Luftverkehr

Derartige Nutzungsmischungen bringen wieder mehr Le-
ben in monofunktionale Stadtquartiere. Nicht zuletzt bie-
ten diese Flächen auch Raum und Entwicklungschancen
für kreative Umnutzungen, nahversorgungsorientierte
Kleingewerbebetriebe und Dienstleistungen sowie Exis-
tenzgründungen.

Angebot und Nachfrage

Der Vorrang der Innenentwicklung und das begrenzte An-
gebot an Neubauflächen erfordern eine Intensivierung der
Bestandsflächennutzung und eine Aktivierung der vorhan-
denen Flächenpotenziale und die gewerbliche Weiternut-
zung von aufgegebenen und brachgefallenen Gewerbe-
standorten. Die laufende Gewerbeentwicklung in der Stadt
verzeichnet dabei einen steigenden Flächenbedarf, der sich
aus einem zunehmenden durchschnittlichen Bedarf an Ge-
schossfläche pro Beschäftigten sowie aus der städtischen
Zielstellung der Stadt, die Anzahl der Arbeitsplätze zu er-
halten bzw. nach Möglichkeit zu steigern, ergibt.

Zeitstufenliste Gewerbe und
Gewerbeflächenentwicklungskonzeption

Analog zur Zeitstufenliste Wohnen wird auch für den Be-
reich Gewerbe eine so genannte Zeitstufenliste erstellt, die
Informationen darüber liefert, in welchen Zeiträumen Flä-
chen für eine gewerbliche Nutzung zur Verfügung stehen
können. Je nach Verfügbarkeit und und Planungsrecht
wurden die Flächen in drei Kategorien unterteilt, die von
„sofort bebaubar“ bis „langfristig bebaubar“ reichen. Im
Jahr 2010 wurden etwa 242 Flächen mit 326 ha als Flä-
chenpotenziale für gewerbliche Nutzung in der Zeitstu-
fenliste Gewerbe ermittelt. Die Zeitstufenliste Gewerbe ist
neben der Analyse der Arbeitsstättengebiete in der Stadt
Grundlage für eine stadtweite Gewerbeflächenentwick-
lungskonzeption. In diesem Kontext werden Handlungs-
strategien für die nachhaltige, funktionale wie räumliche
Weiterentwicklung von Büro-, Dienstleistungs- und Ge-
werbestandorten in Stuttgart erarbeitet.

Arbeiten

Stuttgart ist in seiner Funktion als Landeshauptstadt und
Kernstadt des Wirtschaftsraumes Region Stuttgart auch
zentraler Wirtschaftsstandort des Landes Baden-Württem-
berg (Automobilstadt, Universitätsstadt, Medienstandort,
zentraler Verwaltungsstandort). Im Großstadtvergleich
steht Stuttgart mit etwa 577 500 Einwohnern mit Haupt-
wohnsitz (9/2012), 470 000 Erwerbstätigen (2012), einer
Arbeitsplatzdichte von 838 Arbeitsplätzen/1 000 Einwoh-
ner (2009) und einer Arbeitslosenquote von nur 5,4 %
(7/2012) sehr gut da. Zur Sicherung von Arbeitsplätzen
enthält der Flächennutzungsplan rund 1 200 ha Gewerb-
liche und Gemischte Bauflächen in Arbeitsstättengebieten
im Bestand sowie weitere Umnutzungs- und Nachver-
dichtungspotenziale.

Strukturwandel als städtebauliche Chance

Aufgrund des in Stuttgart vergleichsweise spät erfolgten
wirtschaftlichen Strukturwandels ist seit den 1970er-Jah-
ren ein Teil der Flächen, die früher produzierendem Ge-
werbe dienten, zugunsten von Dienstleistungsbetrieben
umgenutzt worden. An dafür geeigneten Standorten
(meist mit einer guten ÖPNV-Anbindung) wurden man-
cherorts gemischte Nutzungsstrukturen von Wohnen und
Arbeiten verwirklicht oder sind in Planung.

Angebot und Nachfrage

Es ist politisches Ziel, mit dem FNP Stuttgart gute Bedin-
gungen für das "Wohnen in der Stadt" zu sichern und die
Einwohnerzahl zu halten. Der Bedarf an Wohnungen kann
vorrangig in Bestandsgebieten (Innenstadt, Ortskerne)
und Konversionsflächen (z. B. Rosensteinviertel), nachge-
wiesen werden. Ergänzend dazu besteht noch ein gerin-
ges Flächenangebot in Neubaugebieten. Das heutige Flä-
chenverhältnis Innen- zu Außenentwicklung übersteigt
den im FNP festgelegten Zielwert von 4 : 1 deutlich.

Ziel ist es, mit der Handlungsstrategie „urban Wohnen“
des Stadtentwicklungskonzepts in vier Handlungsfeldern
das Angebot an innerstädtischen und gut erreichbaren
Wohngebieten zu erweitern. Diese soll den unterschiedli-
chen Nachfragergruppen gerecht werden und Grundlage
einer sozial gemischten Bevölkerungsstruktur bieten. Eben-
so soll die Weiterentwicklung der Wohnungsbestände vo-
rangetrieben werden.

Zeitstufenliste Wohnen

Die regelmäßig fortgeschriebene Zeitstufenliste Wohnen
liefert wohnungsmarktgerechte Informationen darüber,
in welchem Zeitraum entsprechende Gebiete in Stuttgart
für die Realisierung einer Wohnbebauung zur Verfügung
stehen können und gibt einen Überblick über die Woh-
nungsbautätigkeit und die erforderliche Wohnungsvor-
sorge. Basierend auf dem Stand des Planungsrechts wer-
den diese Flächen in vier so genannten Zeitstufen einge-
teilt, die von „sofort bebaubar“ bis „langfristig bebaubar“
reichen. Im Jahr 2010 waren etwa 195 Gebiete mit 273 ha
und einer Wohnbaukapazität von ca. 23 300 Wohnein-
heiten (WE) in der Zeitstufenliste Wohnen aufgeführt. Die-
se Zeitstufenliste wird regelmäßig vom Gemeinderat dis-
kutiert und beschlossen.

Wohnen

Ziel des FNP Stuttgart ist es, gute Bedingungen für das
Wohnen in der Stadt zu sichern. Stuttgart gilt als attrakti-
ve und sichere Wohnstadt mit einem dynamischen Woh-
nungsmarkt. Urbanes Wohnen liegt im Trend und hat in
Stuttgart gute Perspektiven. Die Standortkompetenz ge-
genüber anderen Regionen und dem eigenen Umland
liegt u.a. in der Wohnbebauung am Hang und den dich-
ten, lebendigen, gründerzeitlichen Innenstadtquartieren.

Zurück in die Stadt

Die Einwohnerprognose 2009 - 2025 des Statistischen
Amtes geht in den kommenden Jahren von einem leich-
ten Anstieg der Einwohnerzahl aus, die dann bis zum Jahr
2025 in etwa auf das heutige Niveau zurückgehen soll.

Aktuell lässt sich in Stuttgart ein Trend „Zurück in die
Stadt“ beobachten. Seit dem Jahr 2000 sind knapp
16 000 Einwohner hinzugekommen. Für einige Bevölke-
rungsgruppen (z. B. ältere Menschen, Berufseinsteiger,
Studenten), ist die Nähe zu bestimmten Infrastrukturein-
richtungen ein Grund, in die Stadt zu ziehen. Auch der
Wunsch, öffentliche Verkehrsmittel verstärkt zu nutzen
und das Auto stehen zu lassen, macht das Leben in der
Stadt wieder attraktiver.

Mit der Strategie 2006 des STEK liegt eine Zusammen-
fassung der erarbeiteten und diskutierten Inhalte und
strategischen, auf den Aspekt der Umsetzbarkeit ausge-
richteten Schlüsse aus den erarbeiteten konzeptionellen
Überlegungen vor.

Handlungsstrategien zur Stadtentwicklung

Das STEK wurde in den letzten Jahren als strategischer
Handlungsrahmen weiterentwickelt. Aufbauend auf
zehn Leitzielen für die Stadtentwicklungspolitik werden
Handlungsstrategien für die Arbeitsfelder Wohnen,
Gewerbe und Infrastruktur formuliert und verwirklicht. In
einem Strukturplan werden die Entwicklungsperspekti-
ven Stuttgarts und der Teilräume im Überblick darge-
stellt.

Als Leitziele wurden u. a. definiert: die Nachhaltigkeit,
die Stärkung urbaner Qualitäten, der Ausbau der regio-
nalen Kooperation, die Förderung von Integration und
sozialem Miteinander sowie die Gestaltung einer stadt-
verträglichen Mobilität.

Besonderes Profil erhält das STEK durch vier Leitprojekte
mit räumlichen Entwicklungsschwerpunkten:

� Urbanes Wohnen und Renaissance des öffentlichen
Raums - Stuttgart-Mitte

� Industriestandort im Wandel - Stuttgart-Nord
� Flusslandschaft der Zukunft - Stuttgart-Neckar
� Neue Wissenslandschaft - Vaihingen und

Filderebene

Diese Leitprojekte werden durch informelle Struktur-
konzepte für die beschriebenen Teilräume der Stadt
konkretisiert und umgesetzt.

Stadtentwicklungskonzept

Als planungspolitisches Instrument hat das Stadtentwick-
lungskonzept (STEK) die Aufgabe, raumbezogene Ent-
wicklungen perspektivisch voraus- und über Sach- und
Fachgrenzen hinaus „querzudenken“. Als „informelle
Planung“ zeigt es Entwicklungsrichtungen auf und gibt
Orientierungen vor. Gemäß § 1 (6) Nr.11 BauGB ist das
STEK bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu berück-
sichtigen.

In einem Planungs- und Diskussionsprozess zwischen
2003 und 2006 wurde das STEK erarbeitet, das ressort-
übergreifend die funktionalen und räumlichen Qualitä-
ten sowie Entwicklungspotenziale Stuttgarts für einen
Zeitraum von 15 bis 20 Jahren aufzeigt. Der Entwurf
2004 des STEK bildet mit den Szenarien zur Entwicklung
der Landeshauptstadt die Grundlage aller Beteiligten für
den Dialog 2005. Es fanden Diskussionsabende mit
interessierten Bürgern, Vertretern aus Politik und Wirt-
schaft sowie Fachleuten unterschiedlicher Disziplinen
auch auf Stadtbezirksebene statt.

Verkehrsentwicklungskonzept Stuttgart (VEK)

Auf einer Stufe mit anderen städtebaulichen Fachkon-
zepten steht das Verkehrsentwicklungskonzept (VEK),
das aktuell erarbeitet und eine Grundlage für die Bau-
leitplanung sein wird. Der Beschluss des VEK wird für
2013 erwartet. In direktem Zusammenhang mit dem
VEK stehen auch der Regionalverkehrsplan, der Nahver-
kehrsplan, das Stadtentwicklungskonzept sowie die
Luftreinhalte- und Lärmminderungsplanung.

Ziel der Verkehrsplanung in der LHS ist ein nachhaltiges,
stadtverträgliches und zuverlässiges Verkehrssystem.
Dazu hat der Ausschuss für Umwelt und Technik Leitbil-
der beschlossen. In der Präambel zum VEK heißt es
unter anderem:

„Übergeordnetes Ziel der Landeshauptstadt Stuttgart ist
eine nachhaltige Stadtentwicklung. Das heißt, die Ver-
kehrspolitik muss sozial gerecht, umweltverträglich und
wirtschaftlich sein und die Funktionsfähigkeit der Ver-
kehrsträger und damit die mobile Vielfalt sichern. Die
wesentlichen Ziele des Verkehrsentwicklungskonzepts,
nämlich Klimaschutz, die Reduzierung der Belastungen
durch Lärm und Luftschadstoffe, die Erhöhung der Auf-
enthaltsqualitäten in den Wohngebieten sowie die För-
derung der wirtschaftlichen Entwicklung finden sich in
den Zielkonzepten zu allen Leitbildern, wieder. […]

Vorrangiges Ziel ist, die Mobilität der Menschen und den
Transport von Gütern bei freier Wahl des jeweils zweck-
mäßigsten Verkehrsmittels sicherzustellen. Die durch die
Stuttgarter Topografie begrenzt zur Verfügung stehen-
den Verkehrsflächen bzw. die vorhandenen Verkehrsnet-
ze sollen so weiterentwickelt werden, dass eine Koexis-
tenz aller Verkehrsarten ermöglicht wird. […]“

Trotz Nutzungsänderungen bleibt die Flächenbilanz der
Darstellungen im FNP seit Jahren so gut wie unverändert.
Dies ist ein Beleg dafür, dass das Leitbild „Vorrang der
Innenentwicklung“ bis heute nicht in Frage gestellt wird.

Integration Stadt – Landschaft

Die Integration der Landschaft in die Stadt ist aus städte-
baulicher Sicht sehr wichtig, da eine hochwertige Vernet-
zung von Grün-, Frei-, Erholungs- und Kommunikations-
flächen angestrebt wird. Zur Verbindung der Grünräume
mit den Siedlungen dienen beispielsweise die Instrumen-
te der Grünkorridore und Grünsanierungsgebiete.

Nutzungsmischung und hohe Dichte

Ziel ist es, mit einer ausgewogenen Nutzungsmischung
in allen Stadtteilen städtische Vielfalt zu ermöglichen
oder zu sichern, Wege zu verkürzen und eine hohe öko-
logische Verträglichkeit der Entwicklung zu erreichen.
Das Prinzip der Nutzungstrennung sollte in dafür geeig-
neten Bereichen aufgegeben werden zugunsten einer
Mischung von verschiedenen, sich nicht wesentlich stö-
renden Nutzungen. In den bestehenden innerstädti-
schen Stadtquartieren sind heute bereits hohe Dichten
vorhanden, die über den Höchstwerten der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) liegen.

Das für Stuttgart typische hohe Maß der baulichen Nut-
zung sollte auch zukünftig als Beitrag zu einer flächen-
schonenden Stadtentwicklung beibehalten werden. Die
qualitativen Anforderungen an ein intaktes Stadtumfeld
(gute Infrastruktur, gute Grünversorgung, geringe Lärm-
belastung) sind dabei unbedingt sicherzustellen. Durch
eine Verdichtung /Umnutzung in Bestandsgebieten dür-
fen sich keine Nachteile für das bestehende Stadtumfeld
ergeben (Verschlechterungsverbot).
Städtebauliche Planungen sollen gewährleisten, dass
Stadtqualitäten und optimale Lebensbedingungen der
Wohnbevölkerung in der Innenentwicklung gesichert
werden. Mit dem Stuttgarter Innenentwicklungsmodell
(SIM) ist man hier auf einem sehr guten Weg.

Stuttgart 21 - Modell für die Innenentwicklung

Das Projekt Stuttgart 21, bei dem der Kopfbahnhof in
einen Durchgangsbahnhof umgewandelt wird, brachte
die baden-württembergische Landeshauptstadt bundes-
weit in die Schlagzeilen. Dieses Großprojekt besteht aus
drei Teilprojekten: Schienenverkehrsprojekt, Bahnhofs-
projekt, Stadtentwicklungsprojekt.

Mit Stuttgart 21 als Schienenverkehrsprojekt werden die
Bahnverbindungen sowohl in der Region als auch über-
regional verbessert. Ein besserer Anschluss an das euro-

In Baden-Württemberg muss zusammen mit der Aufstel-
lung eines Flächennutzungsplanes (FNP) auch ein Land-
schaftsplan (LSP) erarbeitet werden, um die ökologischen
Gesichtspunkte angemessen in die Gesamtentscheidung
einzubringen. Der LSP ist ein eigenständiges Planungsin-
strument, dem allerdings keine eigene Rechtsverbindlich-
keit zukommt. Erst durch die in § 18 (2) Naturschutzge-
setz Baden-Württemberg empfohlene Aufnahme seiner
Inhalte in den FNP erhält der LSP eine weitergehende
Rechtswirkung. Der LSP selbst gibt detailliertere Informa-
tionen und Maßnahmenvorschläge zur Entwicklung des
Freiraums, zur Grünausstattung der besiedelten Bereiche
und zur Integration von Stadt und Landschaft in die
jeweiligen Gegebenheiten. Der Landschaftsplan, der aus
einem Analyse- und Bewertungsteil, einem Maßnahmen-
teil und einem Begründungstext besteht, enthält vier
Komponenten: einen Leitfunktionenplan, einen Maßnah-
menplan sowie einen Schutzgebietsplan (zeichnerischer
Teil) und den Erläuterungsbericht.

Grünsanierungsbereiche sind Bereiche in denen auf-
grund mangelnder Grünausstattung eine Aufwertung
durch möglichst viele Maßnahmen, wie z. B. Blockent-
kernung mit Hinterhofbegrünung, Fassaden-, Dachbe-
grünung, Anlage von Spielplätzen etc. stattfinden soll.

Flächen für die Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft („T-Flächen“) sind Bereiche, in denen vor-
rangig Maßnahmen zur Steigerung der Qualität der ein-
zelnen Landschaftspotenziale möglich sind. Diese Flä-
chen können für Ausgleichsmaßnahmen bei Eingriffen
herangezogen werden, die am Eingriffsort selbst nicht
ausgeglichen werden können.

Landwirtschaftlich genutzte Flächen: Mit der Glie-
derung in L-, LE- und LG-Flächen wird die unterschiedli-
che Wertigkeit der landwirtschaftlich genutzten Flächen
für die Nahrungsmittelproduktion, die Naherholung und
die Regeneration der natürlichen Lebensgrundlagen
unterschieden und entsprechend dargestellt.

L-Flächen sind allgemeine Flächen für die Landwirt-
schaft (z. B. einseitig genutzte Äcker und flurbereinigte
Rebflächen).

Umweltprüfung

Seit dem Jahr 2004 muss zur Berücksichtigung der Be-
lange des Umweltschutzes nach den Vorschriften des
BauGB für Bauleitpläne eine so genannte Umweltprü-
fung durchgeführt werden. Darunter versteht man die
Ermittlung voraussichtlich erheblicher Umweltauswir-
kungen sowie deren Beschreibung und Bewertung in
einem Umweltbericht. Gemäß § 2 (4) Satz 2 BauGB
legen die Gemeinden für jeden Bauleitplan fest, in wel-
chem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der
Belange für die Umweltprüfung erforderlich ist.
Das Ergebnis ist dann in der Abwägung zu berücksichti-
gen. Laut § 4 (1) BauGB sind die Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich
durch die Planung berührt werden kann, zu unterrichten
und zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung auf-
zufordern. Dabei spricht man auch vom Scoping.

Da das Hauptverfahren zum FNP Stuttgart vor Einfüh-
rung der Umweltprüfung stattfand, wurde beim FNP
eine überschlägige Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung für
die geplanten Bauflächen durchgeführt. Auf Grundlage
des Landschaftsplans sowie in enger Abstimmung mit
dem Amt für Umweltschutz wurde im Sinne einer Grob-
abschätzung die Vermeidung, der Ausgleich bzw. der
Ersatz für den jeweiligen Eingriff überprüft.

Klimawandel in Stuttgart

Klimaveränderungen werden auch in der Region Stutt-
gart wahrgenommen. Seit den Temperaturaufzeichnun-
gen im Jahre 1878 hat die Jahresmitteltemperatur um
etwa 2°C zugenommen. Außerdem ist mit einem An-
stieg der Jahresniederschlagssummen, der Anzahl der
Starkregentage sowie der Sommertage und einer Ab-
nahme der Frosttage zu rechnen. Die besondere Topo-
graphie Stuttgarts beeinflusst das Stadtklima in der Lan-
deshauptstadt.

Aufbauend auf verschiedenen thematischen Karten
(z. B. Bioklima-, Temperatur- und Windkarten) wurde
eine Klimaanalysekarte mit den wichtigsten Klimainfor-
mationen erstellt. Diese ist Grundlage für die Planungs-
hinweiskarte, welche die Klimasensibilität der Gebiete
beschreibt. So zeigen Flächenkennzeichnungen Rah-
menbedingungen auf, die bei der Planung und Nut-
zungsänderung zu beachten sind. In diesem Zusammen-
hang wurden acht „Planungshinweisgruppen“ gebildet.
Drei beziehen sich auf den bisher weitgehend unbebau-
ten Raum, vier geben Empfehlungen für schon baulich
genutzte Gebiete, eine weitere dient der Ausweisung
immissionsrelevanter Straßenzüge. Je heller die Farben
auf der Karte sind, desto weniger empfindlich ist das
Gebiet gegenüber Nutzungsänderungen insbesondere
Bebauung. So sind z. B. wesentliche Kaltluftbahnen frei-
zuhalten, damit die auf unbebauten Freiflächen auf den
Fildern entstehende Kaltluft für den dringend notwendi-
gen Luftaustausch in den Talkessel abfließen kann.

Zum Schutz der Kaltluftentstehungsgebiete und dem
nächtlichen Luftaustausch wurde im Herbst 2012 das
Klimaanpassungskonzept Stuttgart (KLIMAKS) verab-
schiedet. In diesem sind bereits erfolgte Aktivitäten der
Stadt und weitere notwendige Maßnahmen zusammen-
gefasst, auch mit dem Ziel einer nachhaltigen Stadtent-
wicklung. Das KLIMAKS ergänzt das Klimaschutzkon-
zept Stuttgart (KLIKS) und das Stadtentwicklungskon-
zept (STEK).

Rahmenplan Halbhöhenlagen

Seit 2001 arbeitet die Landeshauptstadt Stuttgart inten-
siv am Nachhaltigen Bauflächenmanagement Stuttgart
(NBS) im Sinne der Zielsetzung des FNP „Vorrang der
Innenentwicklung“. Die Grundlage hierfür wurde mit
dem Projekt NBS erarbeitet, welches im März 2001 in
das Forschungsprogramm BWPLUS des Umweltministe-
riums Baden-Württemberg aufgenommen und drei Jah-
re gefördert wurde. Partner der LHS waren dabei das
Institut für Städtebau und Landesplanung (ISL) der Uni-
versität Karlsruhe und die Kommunalentwicklung KE
(heute LBBW Immobilien GmbH).

Das NBS ist heute in das „Tagesgeschäft“ der Verwal-
tung integriert und stellt ein unverzichtbares strategi-
sches Planungsinstrument und wichtigen Baustein für
eine nachhaltige Stadtentwicklung dar. Ein wesentlicher
Bestandteil ist die fortschreibungsfähige, ämterübergrei-
fend vernetzte Informationsplattform, die es GIS- (Geo-

Bausteine des NBS - Überblick schaffen

Das NBS gibt eine aktuelle Übersicht über alle vorhande-
nen Bauflächenpotenziale in der Stadt. Hierzu gibt es für
jede potenzielle Fläche einen so genannten „Gebiets-
pass“, der die wichtigsten Informationen enthält. Als
Bauflächenpotenziale im Sinne des NBS gelten u. a.
Brachflächen, untergenutzte Flächen, Umnutzungs- und
Konversionsflächen mit einem Potenzial von mehr als
2 000 m² zusätzlicher Geschossfläche. Bewusst wird im
Zusammenhang mit NBS von Bauflächenpotenzialen
gesprochen und nicht von baureifen Grundstücksflä-
chen. Der Begriff Potenzial beinhaltet die Tatsache, dass
es Initiativen und Vorarbeiten bedarf, diese Flächen für
den Bodenmarkt vorzubereiten und diesem zuzuführen.
Ca. 350 Standorte mit einer Gesamtfläche von über
530 ha Grundstücksfläche sind erfasst (Stand 2011).

Das Monitoring der NBS-Bauflächenpotenziale im Rah-
men der NBS-Lageberichte hat gezeigt, dass durch an-
dauernden Strukturwandel der Wirtschaft die Bauflä-
chenpotenziale „nachwachsen“. Von 2005 bis 2011 ist
die Flächensumme insgesamt nahezu konstant geblie-
ben und dies bei einem aktiven Bodenmarkt. Der Ein-
stieg in die Flächenkreislaufwirtschaft ist gelungen.

Stuttgarter Innenentwicklungsmodell - SIM

Das Stuttgarter Innenentwicklungsmodell (SIM) ist ein
Instrument zur Sicherung einer sozial ausgewogenen
und städtebaulich qualifizierten Bodennutzung im Rah-
men der Innenentwicklung und zur Gewährleistung von
Verfahrenstransparenz sowie Gleichbehandlung aller
Vorhabenträger. Das Modell setzt sich aus drei Kompo-
nenten zusammen: der Sicherung von Kontingenten für
den Wohnungsbau und die Wohnbauförderung, der
Refinanzierung von durch die Planung verursachten Kos-
ten und Lasten und der Sicherung von ökologischen und
stadtgestalterischen Mindestqualitätsstandards bei der
Realisierung neuer Bauvorhaben.

Der Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan (FNP) als vorbereitender Bau-
leitplan bildet die erste Stufe der Bauleitplanung, deren
Aufgabe es ist, die bauliche und sonstige Nutzung der
Grundstücke einer Gemeinde vorzubereiten und zu lei-
ten. Er stellt in den Grundzügen die vorhandene und
beabsichtigte Art der Bodennutzung aller Flächen im
Gemeindegebiet dar, insbesondere: Wohnbau-, Ge-
mischte und Gewerbliche Bauflächen, Gemeinbedarfs-,
Sonderbau-, Verkehrs- und Grünflächen sowie land- und
forstwirtschaftliche Flächen. Der FNP soll diese verschie-
denen räumlichen Nutzungsansprüche koordinieren,
steuern und zu einem ausgewogenen Gesamtkonzept
zusammenführen. Der FNP besteht aus einem Planteil
und der Begründung mit Erläuterungen zu den Darstel-
lungen. Er enthält zeichnerische und textliche Darstel-
lungen, Kennzeichnungen, nachrichtliche Übernahmen
und Vermerke.

Seit 2001 ist der aktuelle Flächennutzungsplan der Lan-
deshauptstadt Stuttgart (LHS) rechtswirksam. Er löste
den FNP des Nachbarschaftsverbandes Stuttgart ab.
Nach dessen Auflösung stand die LHS vor der Aufgabe,
einen FNP aufzustellen, der auf ihre spezielle Situation
als Oberzentrum und Kernstadt der Region Stuttgart
zugeschnitten ist. Die LHS hat mit ihrer einzigartigen
topografischen Lage und der gewachsenen, kompakten
Siedlungsstruktur besondere Voraussetzungen für die
Stadtentwicklung. Durch laufende Änderungen (Stand
9/2012: 27) wird der FNP aktuell gehalten. Die festge-
legten Grundzüge der Planung und die strategischen
Planungsziele „Vorrang der Innenentwicklung“, „Inte-
gration Stadt - Landschaft“ und „stadtverträglicher Ver-
kehr“ sind weiterhin gültig und von hoher Aktualität.
Die ausreichende Vorhaltung von Flächen für Wohnen,
Gewerbe, Gemeinbedarf und Grünflächen ist auch in
Zukunft gegeben.

Auch die Stadtstruktur hat keine grundlegenden Verän-
derungen erfahren, so dass derzeit kein Bedarf zur Fort-
schreibung des Flächennutzungsplans gegeben ist. Darü-
ber hinaus wird die Aktualität des FNP Stuttgart durch
das „Nachhaltige Bauflächenmanagement Stuttgart“
(NBS) bestätigt.

Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung

Der aktuelle Flächennutzungsplan wurde im Amt für
Stadtplanung und Stadterneuerung erstellt. Hier be-
arbeiten etwa 200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die
Themen Stadtentwicklung, Bauleitplanung, Verkehrspla-
nung, Stadtgestaltung, Stadtsanierung, Landschafts-
und Grünordnungsplanung, Bodenordnung sowie Denk-
malschutz. In Zusammenarbeit mit den Fachabteilungen
werden unter anderem FNP-Änderungs- und Bebau-
ungsplanverfahren durchgeführt und damit die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zum Bau von z. B.
Wohnraum und Arbeitsstätten geschaffen. Des Weiteren
ist das Amt zuständig für die Vorbereitung und Durch-
führung von Städtebaulichen Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen sowie Bodenordnungsverfahren.

Zweck dieses Faltplans ist es, die Bürgerinnen und Bür-
ger über das Thema Flächennutzungsplanung zu infor-
mieren. Darüber hinaus können Bürger in der Planausla-
ge des Amts für Stadtplanung und Stadterneuerung im
Erdgeschoss des Graf-Eberhard-Baus, Eberhardstraße10,
Auskunft über aktuelle FNP-, Bebauungsplan- und Plan-
feststellungsverfahren erhalten. Auch Stellungnahmen
im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zu den jewei-
ligen Planwerken werden hier entgegengenommen.

Öffnungszeiten der Planauslage

� montags bis mittwochs: 8:30 - 12:30 Uhr,
14:00 - 15:30 Uhr

� donnerstags: 8:30 - 12:30 Uhr, 14:00 - 17:00 Uhr
� freitags: 8:30 - 12:30 Uhr

Stufen der räumlichen Planung in Stuttgart

Der Stuttgarter FNP wurde und wird im Kontext mit
anderen räumlichen Planungen und landschaftsplaneri-
schen Fachplanungen erarbeitet. Dabei besteht eine
Anpassungspflicht an die Ziele der Raumordnung und
Landesplanung. Jedem raumordnerischen Planwerk wie
Landesentwicklungsplan (LEP) und Regionalplan, sowie
den städtebaulichen Plänen wie FNP und Bebauungs-
plan (B-Plan), das Siedlungsentwicklung und Bautätig-
keit steuert, ist ein Fachplan zugeordnet, der im glei-
chen Detaillierungsgrad als „Gegenstück“ Aussagen zur
Entwicklung des Freiraums, der Landschaftspflege und
der Erholungsflächenvorsorge trifft. Diese Inhalte wer-
den durch Übernahme in das städtebauliche Planwerk
verbindlich.

Landesentwicklungsplan -
Landschaftsrahmenprogramm

Der Landesentwicklungsplan (LEP) legt die räumlichen
Entwicklungsziele (u. a. Abgrenzung zwischen Frei- und
Verdichtungsräumen, übergeordnete Entwicklungsach-
sen) für Baden-Württemberg fest.
Das Landschaftsrahmenprogramm als Fachplan, der kei-
ne eigene Rechtsverbindlichkeit entfaltet, beinhaltet die
Zielsetzungen des Naturschutzes, der Landschaftspflege
und der Erholungsvorsorge.

Regionalplan - Landschaftsrahmenplan

Der Regionalplan konkretisiert die Inhalte des LEP und
formt diese für die Region Stuttgart weiter aus. Als Ziele
und Grundsätze werden zu den Themen Siedlung, Frei-
räume und Infrastruktur Vorgaben für die nachgeord-
nete Planung formuliert.
Der Landschaftsrahmenplan als landschaftsplanerischer
Fachbeitrag konkretisiert auf dieser Ebene die Gegeben-
heiten und Erfordernisse des Freiraums. Seine Zielset-
zungen werden, soweit erforderlich und geeignet, in
den Regionalplan übernommen.

Flächennutzungsplan - Landschaftsplan

Der behördenverbindliche, nicht parzellenscharfe Flä-
chennutzungsplan (FNP) stellt die beabsichtigte Art der
Bodennutzung aller Flächen im Gemeindegebiet in den
Grundzügen dar und ist den Zielen der Raumordnung
und Landesplanung anzupassen.

Der parallel dazu erarbeitete Landschaftsplan (LSP) ent-
hält den landschaftsökologischen Beitrag des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege.

Bebauungsplan - Grünordnungsplan

Der rechtsverbindliche Bebauungsplan (B-Plan) ist aus
dem FNP zu entwickeln und konkretisiert sowohl als Sat-
zung in rechtsverbindlicher Form als auch parzellen-
scharf die Planung.

Der Grünordnungsplan wird, falls erforderlich als Fach-
plan zum B-Plan erarbeitet und enthält Zielsetzungen
des Naturschutzes, der Landschaftspflege und der Erho-
lungsvorsorge.

Das private Baugesuch als Grundlage für die Bauge-
nehmigung ist die letzte Stufe der Ebenen der räumli-
chen Planung.

Region Stuttgart

Die Vorgaben des Landesentwicklungsplans werden in
den Regionalplänen räumlich und sachlich ausgeformt.
Die übergeordnete Planung gibt so den Rahmen für die
nachfolgende Planung vor. Der Regionalplan fungiert
somit als Brücke zwischen staatlicher und kommunaler
Planung.

Die Region Stuttgart setzt sich aus der Landeshauptstadt
Stuttgart sowie den Landkreisen Böblingen, Esslingen,
Göppingen, Ludwigsburg und dem Rems-Murr-Kreis
zusammen. In 179 Städten und Gemeinden und einer
landschaftlich reich gegliederten Fläche von insgesamt
3.650 km² leben fast 3 Millionen Menschen.

Die Europäische Metropolregion Stuttgart - als eine von
elf Metropolregionen in Deutschland - ist nicht zu ver-
wechseln mit der Region Stuttgart. Mit etwa 15.400
km² umfasst sie die Region Stuttgart und Teilbereiche
der Regionen Heilbronn-Franken, Nordschwarzwald,
Ostwürttemberg und Neckar-Alb

Besonderheiten der Region Stuttgart

Aufgrund der Besonderheiten der Region (die vielfältige
Landschaft und Topografie, die Bevölkerungsdichte, die
industriell geprägte Struktur) und der damit verbunde-
nen Herausforderungen (Sicherung von Gebieten für
den Kaltluftaustausch, Bereitstellung von ausreichend
Wohnraum und notwendigen Flächen für Industrie und
Gewerbe) hat der Regionalplan eine sehr starke Steue-
rungswirkung.

So ist der Regionalplan für die Region Stuttgart bezogen
auf die Freiraumstruktur im vergleich zu anderen Regio-
nen sehr restriktiv. Es werden Regionale Grünzüge und
Grünzäsuren definiert, die als Ziel der Raumordnung von
Bebauung freizuhalten sind. Dies hilft neue Siedlungsan-
sätze im Freiraum zu vermeiden, bestehende Siedlungen
zu gliedern und dadurch das charakteristische Land-
schaftsbild zu erhalten.

Das Verfahren

Die Aufgabe der Stadtplanung ist eine geordnete Ent-
wicklung des Stadtgebietes auf verschiedenen Ebenen
und in unterschiedlichen Maßstäben. Nutzungskonflikte
und negative Entwicklungen sind zu vermeiden, eine
gute Stadtgestaltung und qualitative Aufwertung von
städtebaulichen Situationen zu fördern. Planung ist ein
Abwägungsprozess – eine Moderation – zwischen zahl-
reichen öffentlichen und privaten Interessen, wobei die
Ziele des Allgemeinwohls, des Städtebaus und Umwelt-
schutzes mit den gesetzlichen Grundlagen in Einklang
zu bringen sind.

Rechtliche Wirkung

Der behördenverbindliche FNP schafft kein Baurecht und
hat keine unmittelbare rechtliche Wirkung für die Bür-
ger. Folglich kann aus dem FNP kein Rechtsanspruch auf
eine bestimmte Nutzung abgeleitet werden. Die nicht
parzellenscharfen Nutzungsdarstellungen können vom
Gemeinderat geändert werden, ohne dass ein Entschä-
digungsanspruch entsteht. Erst der Bebauungsplan, der
aus dem FNP zu entwickeln ist, schafft verbindliches Pla-
nungsrecht. Für die Bürger, Behörden und sonstige am
Planungsprozess beteiligte Personen und Institutionen
gibt der FNP eine wichtige Informationen über die mit-
tel- bis langfristige Stadtentwicklung. Öffentliche Pla-
nungsträger haben ihre Planungen an den FNP anzupas-
sen, soweit sie ihm im Beteiligungsverfahren nicht
widersprochen haben.

Verfahren

Der FNP wird in einem im BauGB gesetzlich geregelten
Verfahren aufgestellt und geändert. Hierbei werden
sowohl die Öffentlichkeit als auch die Behörden und
sonstige Träger öffentlicher Belange beteiligt. Alle ver-
fahrensrelevanten Anregungen werden in die Abwä-
gung eingestellt. Mit dem Feststellungsbeschluss
beschließt der Gemeinderat den Flächennutzungsplan.

Der FNP bedarf der Genehmigung der höheren Verwal-
tungsbehörde - in Stuttgart ist hierfür das Regierungs-
präsidium zuständig. Hier werden der rechtmäßige
Ablauf des Verfahrens, die Vollständigkeit der Abwä-
gung sowie die Beachtung der übergeordneten Pla-
nungsziele geprüft. Mit der ortsüblichen Bekanntma-
chung der Genehmigung im Amtsblatt der Gemeinde ist
der FNP rechtswirksam.

Stuttgart im Kontext räumlicher Planung

Stadt - Landschaft

Einleitung

STEK - Stadtentwicklungskonzept Wohnen Arbeiten Verkehr Infrastruktur und Gemeinbedarf
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Flächennutzungsplan Stuttgart
S T

T
R

G
A

U

Landesentwicklungsplan

Regionalplan

Stadtentwicklungsplan

Flächennutzungsplan (FNP)

Städtebaulicher Rahmenplan

Bebauungsplan (B-Plan)

Landschaftsrahmenprogramm

Landschaftsrahmenplan

Landschaftsplan

Grünordnungsplan

zusätzl. Plan nach Erfordernis, nicht rechtsverbindlichobligatorischer Plan, rechtsverbindlich

Umweltbericht nimmt als Bestandteil
der Begründung an der Öffentlichkeits- und

Behördenbeteiligung teil.

Bei neuen Erkenntnissen
ist der Umweltbericht fortzuschreiben.

Zusätzlich sind wesentliche bereits
vorliegende umweltbezogene

Stellungnahmen und umweltbezogene
Informationen mit auszulegen.

Ergänzender Einsatz des Internets möglich

VERFAHRENSSCHRITTE

Aufstellungsbeschluss

Ortsübliche Bekanntmachung
dieses Beschlusses

Ausarbeiten eines
diskussionsfähigen Konzepts

Frühzeitige Unterrichtung
der Öffentlichkeit (§ 3 Abs.1

Beteiligung der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange* (§ 4 Abs.1

Auslegungsbeschluss
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Öffentliche Auslegung
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Genehmigung
durch das Regierungspräsidium
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Durchführen des Monitoring
wie im Umweltbericht dargestellt (§ 4c)

ROLLE UND BEITRÄGE
DES UMWELTBERICHTS

Erklärung, wie Umweltbelange
bzw. Ergebnisse des Umweltberichts

bei der Abwägung berücksichtigt wurden
(§ 6 Abs. 5 und § 10 Abs. 4)

* Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange kann gleichzeitig mit dem Auslegungsverfahren durchgeführt werden

(§ 3 Abs. 2)

nach BauGB
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Ausschnitt aus dem Regionalplan des Verbands Region Stuttgart

Schematische Darstellung der Stufen der räumlichen Planung

Region Stuttgart (Abb. Verband Region Stuttgart)

Vereinfachtes Ablaufschema zur Aufstellung und Änderung des FNP

Rahmenplan Stuttgart 21 (1997)

Hohe bauliche Dichte in Stuttgart-West

Zahnradbahn (Zacke) Marienplatz, Stuttgart-Süd

Entwicklung der Siedlungsflächen Stuttgarts

Ausschnitt aus dem gesamtstädtischen Strukturplan

Umnutzung ehem. Messe Killesberg, Stuttgart-Nord (Luftbild: Kilgus)

Wohngebiet Im Raiser, Stuttgart-Zuffenhausen Gewerbegebiet Zuffenhausen-West, Porsche

Grünkorridor Radweg und Spielbereich, Südheimer Platz, Stuttgart-Süd LG-Fläche mit Gärtnereibetrieb, Gewand Hanfäcker, Stuttgart-Mühlhausen

Planungshinweiskarte des Klimaatlas für die Region Stuttgart

Titelblatt der Publikation „Rahmenplan Halbhöhenlagen“ 2008

Zusammenfassung von VEK und anderen Fach- und Gesamtplanungen

Krankenhaus in Stuttgart-Bad Cannstatt

LE-Fläche mit Streuobstwiese am Rohrer Weg, Stuttgart-Möhringen

Die Filder, Stuttgart-Plieningen

Ausgleichsmaßnahme Renaturierung Ramsbach, Stuttgart-Degerloch

Übersicht der NBS-Bauflächenpotenziale

Wirkungsbereiche zur Förderung der Innenentwicklung
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Abstellbahnhof, Teilgebiet B und Parkerweiterungsflächen

Stadtentwicklungskonzept
(STEK)
4 Leitprojekte

Urbanes Wohnen und Renaissance
des öffentlichen Raums
Schwerpunkt Stuttgart Mitte

Industriestandort im Wandel
Schwerpunkt Stuttgart Nord

Flusslandschaft der Zukunft
Schwerpunkt Stuttgart Neckar

Neue Wissenslandschaft
Schwerpunkte Vaihingen
und Filderebene

Strukturwandel
durch Globalisierung
Gesellschaftlicher Wandel
durch Alterung und Differenzierung

Waldflächen 24 %

Wohnbauflächen 24 %

Gem. Bauflächen 4 %

Gewerbl. Bauflächen 6 %

Verkehrsflächen 5 %

Gemeinbedarf-/Sonderbau-
Versorgungsflächen 4 %

Grünflächen 13 %

Wasserflächen 1%

Landw. Flächen 19 %

Flächenbilanz des Flächennutzungsplans Stuttgart

Geplanter Grünkorridor beim Feuersee (Hermannstraße), Stuttgart-West
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